
Zahl der
Einbrüche

kräftig gestiegen
¥ Düsseldorf (dpa). Die Zahl
der Wohnungseinbrüche ist in
Nordrhein-Westfalen nach
jahrelangem Rückgang erst-
mals wieder deutlich angestie-
gen. In den ersten zehn von
zwölfMonatendiesesJahresre-
gistrierte die Polizei 18.840
Einbrüche und Einbruchsver-
suche in Wohnungen.

Das waren 30 Prozent mehr
als im Vergleichszeitraum des
Vorjahres, wie aus Zahlen des
Landeskriminalamts (LKA)
hervorgeht. Im Vergleich zu
den Halbjahreszahlen, bei
denen die Zunahme noch 36
Prozent betrug, schwächte sich
der Anstieg in der zweiten Jah-
reshälfte etwas ab.

Das LKA schloss einen Zu-
sammenhang mit dem Weg-
fall vieler Corona-Maßnah-
men nicht aus. Die Bürger sei-
en wieder mehr außerhalb
ihrer Wohnungen unterwegs,
was für Einbrecher die Tatge-
legenheiten erhöhe.

Abschiebestopp in Iran
soll verlängert werden
Das Land Nordrhein-Westfalen plant, diesen

nicht am 7. Januar auslaufen zu lassen.

Dorothea Hülsmeier

¥ Düsseldorf. Nordrhein-
Westfalen will den Abschiebe-
stoppindenIranüberden7. Ja-
nuar hinaus verlängern. Mehr
als drei Monate nach Beginn
der Proteste im Iran gehe das
Regime weiter „mit äußerster
Härte“ gegen die Demonstran-
ten und Demonstrantinnen
vor, teilte die Landesministe-
rin für Flucht und Integra-
tion,JosefinePaul(Grüne)mit.

Die Exekutionen von zwei
Demonstranten im Dezember
zeigten, dass das Regime in Te-
heran vor nichts zurückschre-
cke, um die Menschen einzu-
schüchtern. „In der aktuellen
Situation wäre es daher auch
weiterhin unverantwortlich,
Menschen in den Iran zurück-
zuführen.“

„Im Einklang mit den Be-
schlüssen der Innenminister-
konferenz werden wir daher si-

cherstellen, dass der Abschie-
bestopp über den 7. Januar hin-
aus verlängert wird.“
NRW setze sich weiterhin für
eine bundeseinheitliche Rege-
lung ein.

Paul hatte per Erlass An-
fang November angeordnet,
Abschiebungen in den Iran
„aus völkerrechtlichen und hu-
manitären Gründen zunächst
bis zum 7. Januar 2023 auszu-
setzen“. Die Anordnung be-
zieht sich nicht auf Gefährder
und Straftäter.

Zuvor hatte SPD-Landtags-
fraktionschef Thomas Kut-
schaty die Landesregierung
aufgefordert, den Abschiebe-
stopp in den Iran zu verlän-
gern. Die Situation im Iran
spitze sich zum Jahresende zu,
sagte er der „Rheinischen
Post“. Die Aussetzung der Ab-
schiebungen sei ein „Gebot der
Menschlichkeit“, so der SPD-
Politiker weiter.

Drei Jahre Kampf um einen Rollstuhl
Der Bielefelder Matthias Klei ist Tetraspastiker und in seinem Alltag auf zwei Rollstühle angewiesen.

Einer muss nach 18 Jahren ersetzt werden, doch das lehnen AOK und LWL ab.

Carolin Nieder-Entgelmeier

¥ Bielefeld. Seit 40 Jahren
nutzt der Bielefelder Matthias
Klei zwei Rollstühle, um am ge-
sellschaftlichen Leben teilzu-
nehmen. Der 52-Jährige ist seit
seiner Geburt Tetraspastiker,
beide Arme und Beine sind
durch eine Spastik stark un-
koordiniert.

Mit Hilfe seiner Assistenten
führt er trotzdem ein selbst-
bestimmtes Leben. Damit
könnte jedoch bald Schluss
sein,dennderRollstuhl, indem
Klei seit mehr als 18 Jahren den
Großteil des Tages verbringt,
ist so stark beschädigt, dass der
Ausfall droht. Ein Ersatz ist
nicht in Sicht, obwohl Klei be-
reits vor drei Jahren einen neu-
en bei der Krankenkasse be-
antragt hat. Die AOK Nord-
west lehnt die Zahlung jedoch
ab,ebensowiederLandschafts-
verband Westfalen-Lippe
(LWL) als Träger der Einglie-
derungshilfe.

Bislang wurden Klei immer
zwei Rollstühle finanziert, ein
Elektrorollstuhl und ein Ad-
aptivrollstuhl. „Der Elektro-

rollstuhl ist für mich leicht zu
bedienen und eignet sich gut
für weite Strecken außerhalb
meiner Wohnung“, erklärt der
52-Jährige.

„Allerdings ist der Roll-
stuhl aufgrund von Größe, Ge-
wicht und großem Wende-
kreis nicht alltagstauglich, weil
jede Stufe zu einem unüber-
windbaren Hindernis wird.“
Der Rollstuhl passt laut Klei
nur in wenige Aufzüge, lässt
sich nicht im Kofferraum ver-
stauen und ist auch für die
meisten Innenräume ungeeig-
net. „Ich kann mich damit
nicht mal in meiner eigenen,
behindertengerechten Woh-
nung ausreichend bewegen.“

Um diese Nachteile auszu-
gleichen, nutzt Klei den Groß-
teil des Tages einen Adaptiv-
rollstuhl, der kleiner und leich-
ter ist. „Wenn ich im Adap-
tivrollstuhl sitze, können mei-
ne Assistenten zumindest ein
paar Stufen ausgleichen.“ Klei
betont: „Ohne diesen Roll-
stuhl könnte ich die meisten
meiner Ärzte, Therapeuten,
Angehörigen und Freunde so-
wie viele Geschäfte und gas-

tronomische Angebote nicht
mehr besuchen.“ Hindernisse,
vor denen Klei im Elektroroll-
stuhl scheitern würde, sind im
Adaptivrollstuhl überwind-
bar.

Im September 2019 bean-
tragt Klei einen Ersatz für sei-
nen beschädigten Adaptivroll-
stuhl. „Auch, weil die vielen
Schäden eine Gefahr für mei-
ne Assistenten und mich ge-
worden sind und das Sani-
tätshaus eine Reparatur als un-
rentabel ablehnt.“

Keine Organisation
fühlt sich
zuständig

Das sieht auch die AOK so.
Den Antrag auf einen neuen
Rollstuhl, der etwa 8.500 Euro
kosten würde, lehnt die Kran-
kenkasse trotzdem ab und ver-
weist an den Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe (LWL).
Doch auch der LWL sieht sich
nicht zuständig.

„Es tut sich seit Monaten lei-
der überhaupt nichts“, erklärt
Klei, der sich deshalb im Ok-

tober mit einer Beschwerde an
das NRW-Gesundheitsminis-
terium als Rechtsaufsicht des
LWL gewandt hat. Doch die
Rückmeldung ist ernüch-
ternd. In der Antwort heißt es
lediglich, dass das Ministe-
rium den Ausgang des Ver-
fahrens vor dem Sozialgericht
Detmold überwachen wird.

Kleis Anwalt, Wolf Hart-
mann,hatbereits imMärz2021
Klage eingereicht. „Doch Ver-
fahren dieser Art sind leider
sehr langwierig. Zudem be-
harren AOK und LWL trotz
eines deutlichen Hinweises des
Gerichts weiterhin darauf, dass
sich mein Mandant mit dem
Elektrorollstuhl zufriedenge-
ben sollte“, erklärt Hartmann.
„Als Fachanwalt für Medizin-
recht beschäftige ich mich je-
den Tag mit Fällen dieser Art,
doch das Vorgehen von AOK
und LWL ist auch für mich nur
schwer zu fassen, denn die bei-
den Kostenträger übertreffen
sich mit Ignoranz und Teil-
nahmslosigkeit.“

Hartmann wertet das Vor-
gehen als rechtswidrig, weil der
Anspruch, den Menschen mit

Behinderung auf Hilfsmittel
haben, nicht auf eine Mini-
malversorgung beschränkt ist.
„Im Vordergrund steht das Ziel
der Teilhabe. Und Anspruch
auf Versorgung besteht schon
dann, wenn Hilfsmittel we-
sentliche Erleichterungen
bringen.“

Die Rechtsprechung in
Deutschland passt sich nach
Angaben des Juristen gerade
denneuenGesetzenan.„Esgibt
dazu schon diverse Urteile, und
das Bundessozialgericht for-
dert mehr Wohlwollen, um
Teilhabeso weitwiemöglichsi-
cherzustellen. Bei den Kosten-
trägern ist diese Entwicklung
aber noch nicht angekom-
men.“ AOK und LWL scheine
es egal zu sein, ob Klei weiter
am Leben teilhaben kann. „Das
ist unglaublich.“

Hartmann geht fest davon
aus, dass der LWL vom So-
zialgericht Detmold verurteilt
wird. „Die Frage ist nur wann.
Zudem besteht die Gefahr, dass
der Kostenträger nach dem
Urteil in Berufung geht und
sich das Verfahren noch län-
ger hinziehen wird.“

Teures Heizenmit Nachtspeicheröfen
Die Preise steigen massiv – auch in Ostwestfalen-Lippe. Die Strompreisbremse greift hier nicht.

Andre Schneider

¥ Bielefeld. Nächstes Jahr
greift die Strompreisbremse.
Doch eine Gruppe fällt dabei
durch das Raster: die Nutzer
von Nachtspeicheröfen. Sie
müssen für eine warme Woh-
nung bald deutlich mehr be-
zahlen.BetroffensindnachAn-
gaben des WDR etwa 400.000
Haushalte in Nordrhein-West-
falen, die auch mit Strom hei-
zen. Ihnen hilft die Strom-
preisbremse in der Regel nicht.

Sie soll ab März umgesetzt
werden, auch rückwirkend für
Januar und Februar. Der
Strompreis soll dabei für Pri-
vathaushalte und kleine Fir-
men bei 40 Cent pro Kilo-
wattstunde brutto gedeckelt
werden – brutto bedeutet in-
klusive Steuern, Abgaben, Um-
lagen und Netzentgelten. Das
gilt allerdings nur für einen Ba-
sisbedarf von 80 Prozent des
Vorjahresverbrauchs, alles
darüber wird teurer.

Derzeit liegt der Strompreis

laut Vergleichsportalen im
Schnittbeietwa43CentproKi-
lowattstunde. Viele Menschen
dürften also von diesem Mo-
dell profitieren.

An den Nutzern von Nacht-
strom geht der Preisdeckel al-
lerdings vorbei. „Viele Haus-
haltsstromtarife drohen jetzt in
Richtung 50 Cent pro Kilo-
wattstunde zu gehen, da ist die
Bremse bei 40 Cent sinnvoll.
Die Nachtstromspeicher-Hei-
zungstarife waren immer deut-
lich niedriger, bei etwa 15 Cent
und gehen nun hoch auf 34
oder 38 Cent“, verdeutlicht
Udo Sieverding, Energieexper-
te der Verbraucherzentrale
NRW.

Auch in Ostwestfalen-Lip-
pe wird es ab 2023 deutlich teu-
rer. Das zeigt beispielsweise ein
Blick nach Bielefeld. Seit Au-
gust 2022 kostet eine Kilo-
wattstunde (kWh) für Nacht-
speicheröfen in Bielefeld 20,1
Cent. Grundpreise variieren, je
nachdem, ob die Öfen am Tag
nachgeladen werden können

(90,99 Euro pro Jahr) oder ob
dies nur nachts möglich ist
(70,90 Euro). Grundpreise
bleiben 2023 unangetastet.

Allerdings steigen die Ver-
brauchspreise weiter. Kunden
müssen ab Januar 2023 27,44
Cent für die KWh ausgeben.
Dazu kommt: Längst nicht al-

le Stromanbieter haben einen
günstigeren Nachtstromtarif.

„Die Erhöhung der Strom-
preise wird ab Januar viele
Menschen massiv treffen. Ak-
tuell erhalten wir viele Anfra-
gen verzweifelter Mitglieder,
die eine Nachtspeicherhei-
zung haben und nun nicht
mehr aus noch ein wissen. Ihre
monatlichen Abschläge sind
um mehrere Hundert Euro ge-
stiegen“, verdeutlicht die Prä-
sidentin des Sozialverbandes
VdK, Verena Bentele. „Gerade
Rentnerinnen und Rentner,
Geringverdiener und Allein-
erziehende haben keine Mög-
lichkeit, das abzufedern.“

Der VdK fordert daher eine
Sonderkappungsgrenze für
Nachtspeicherheizungen bei
der Strompreisbremse. Diese
Heizungen haben zudem einen
enormen Stromverbrauch, an-
stelle von 2.500 Kilowattstun-
den pro Jahr für eine Familie
können da schnell 10.000 Ki-
lowattstunden zusammen-
kommen.

Nachtspeicherheizungen sind
kostspielig. Foto: dpa

Matthias Klei ist auf zwei Rollstühle angewiesen. Auf einen kleinen Adaptivrollstuhl für den Alltag und auf einen großen Elektrorollstuhl für weite Strecken. Sein Adaptivroll-
stuhl ist beschädigt, doch die Krankenkasse lehnt einen Ersatz ab. Foto: Daniel Fort

„Aktionstraining“ gegen
Räumung von Lützerath

¥ Lützerath (lnw). Die Akti-
visten im Braunkohledorf Lüt-
zerath haben ein „Aktionstrai-
ning“ in dem besetzten Ort an-
gekündigt – um Methoden
gegen die bevorstehende Räu-
mung zu schulen.

„Wir üben, wie wir die Räu-
mung und den Abriss von Lüt-
zerath mit verschiedenen Me-
thoden blockieren können“,
hieß es in einer Ankündigung.
Das Training soll den Anga-

ben zufolge am 2. Januar statt-
finden.

Lützerath in der Nähe von
Erkelenz im Kreis Heinsberg
soll zur Kohlegewinnung ab-
gebaggert werden. Mit einer
Räumung von Lützerath wird
im Januar gerechnet. Am Tag
des angekündigten „Aktions-
trainings“, dem 2. Januar, wer-
den bereits vorbereitende
Arbeiten zu diesem Einsatz er-
wartet.

Klima-Straftaten rückläufig
¥ Düsseldorf (lnw). Bei den
Straftaten von Klimaaktivis-
ten deutet sich in Nordrhein-
Westfalen ein Rückgang an.
Das geht aus Zahlen hervor, die
das Innenministerium in Düs-
seldorf auf eine Anfrage der
AfD mitgeteilt hat.

So seien im vergangenen
Jahr 138 Straftaten im Zu-
sammenhang mit Protesten

gegen den Klimawandel ge-
zählt worden, in diesem Jahr
seien es bis Mitte November
erst 89 Taten gewesen.

In den Jahren 2020 (216 Ta-
ten) und 2019 (208 Taten) lag
die Zahl der politisch moti-
vierten Kriminalität im Zu-
sammenhang mit dem men-
schengemachten Klimawandel
deutlich höher.

Rheinischer Präses
für legale Fluchtwege

Menschen, die vor einer Notsituation fliehen,
können Zäune nicht abhalten, sagt der Theologe.

Ingo Lehnick

¥ Düsseldorf. In der Debatte
über den Umgang mit hohen
Flüchtlingszahlen warnt der
Präses der Evangelischen Kir-
che im Rheinland, Thorsten
Latzel, vor einer Abschottung
Europas und dem Nachden-
ken über Grenzanlagen.
„Wenn Menschen vor einer
Notsituation fliehen, können
Zäune sie nicht wirklich ab-
halten“, sagte der leitende
Theologe der zweitgrößten
deutschen Landeskirche. Ein
solches Vorgehen würde auch
am Geschäftsmodell von
Schleppern nichts ändern.

„Es muss eher darum ge-
hen, sichere und legale Wege
zu schaffen, auf denen Men-
schen nach Europa kommen
und ihr Menschenrecht auf
Asyl einfordern können“, be-
tonte Latzel. „Es darf nicht sein,
dass das Mittelmeer das ge-
fährlichste Gewässer der Welt
ist, weil dort so viele Men-
schen auf der Flucht umkom-
men.“

Der Theologe unterstützt

zugleich die Absicht des Son-
derbevollmächtigten für Mi-
gration der Bundesregierung,
Joachim Stamp (FDP), Flucht
und Arbeitsmigration stärker
zu trennen.

Das Chancen-Aufenthalts-
recht für langjährig inDeutsch-
land geduldete Ausländer be-
wertet der Präses positiv.
„Wenn Menschen seit Jahren
hier leben und gut integriert
sind, ist es sinnvoll, ihnen eine
Zukunftsperspektive zu ge-
ben“, unterstrich der 52-Jäh-
rige.

Der Rheinische Präses Thorsten
Latzel. Foto: epd
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